Anhang 2
Anhang 2

1. ------IND- 2016 0444 SK- DE- ------ 20160831 --- --- IMPACT
Zusammenstellung ausgewählter Auswirkungen
	1. Grundlegende Angaben

	Bezeichnung des Dokuments

	Gesetzentwurf zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes GBl. Nr. 171/2005 über Glücksspiele und über die Änderung und Ergänzung einiger Gesetze in der jeweils geltenden Fassung und zur Änderung und Ergänzung einiger Gesetze 


	Vorlegende Stelle (und Mitvorleger)

	Finanzministerium der Slowakischen Republik


	Charakter des vorgelegten Dokuments
	☐
	Dokument ohne Gesetzescharakter

	
	☒
	Dokument mit Gesetzescharakter

	
	☐
	Umsetzung von EU-Recht

	Führen Sie im Falle einer Umsetzung eine Aufstellung der umgesetzten Vorschriften an:


	Termin des Beginns und Endes des Anhörungsverfahrens
	7.7.2016 – 12.7.2016

	Vorgeschlagener Termin der Vorlage zum ressortübergreifenden Anhörungsverfahren (MPK)*
	Juli 2016

	Vorgeschlagener Termin der Vorlage zur Erörterung durch die Regierung der Slowakischen Republik*
	August 2016

	

	2. Problemdefinition

	Die Neufassung des Gesetzes über Glücksspiele wurde auf Grundlage einer Programmerklärung der Regierung der Slowakischen Republik für die Jahre 2016 – 2020 erarbeitet, hierbei werden im Gesetzentwurf die Bedingungen des Betriebs von Glücksspielen geregelt, es werden eine neue Institutionalisierung der Aufsicht und eine Stärkung der Prinzipien des verantwortungsvollen Spielens im Interesse der Erhöhung des Schutzes von Verbrauchern, Spielern und Minderjährigen, auch in Anknüpfung an die Empfehlung der Europäischen Kommission auf dem Gebiet des Erbringens von Glücksspieldienstleistungen, eingeführt.


	3. Ziele und resultierender Zustand

	· Festlegung effektiverer Regeln und Bedingungen auf dem Gebiet der Aufsicht über den Betrieb von Glücksspielen,
· Erhöhung des Niveaus des Schutzes von Verbrauchern, Spielern und Minderjährigen auf dem Gebiet der Glücksspiele mit Schwerpunkt auf der Empfehlung der Europäischen Kommission auf dem Gebiet des Erbringens von Glücksspieldienstleistungen,
· Präzisierung der Regeln und Bedingungen des Betriebs von und der Werbung für Glücksspiele durch ausländische Wirtschaftsbeteiligte,
· Anpassung der Sätze für ausgewählte Abführungen.

	4. Betroffene Wirtschaftsbeteiligte

	· Betreiber von Glücksspielen, 
· natürliche Personen – Spieler von Glücksspielen,
· Anbieter von Zahlungsdienstleistungen gemäß Gesetz GBl. Nr. 492/2009 über Zahlungsdienstleistungen in der jeweils geltenden Fassung,
· Netz- und Dienstleistungsanbieter (Provider) gemäß Gesetz GBl. Nr. 351/2011 über elektronische Kommunikationsverbindungen, 
· Finanzdirektion der Slowakischen Republik, Finanzämter und Zollämter.


	5. Alternative Lösungen

	Es wurden keine alternativen Lösungen bewertet.


	6. Durchführungsvorschriften

	Wird von einer Verabschiedung/Änderung von Durchführungsvorschriften ausgegangen?
	☐ Ja
	☒ Nein

	Wenn ja, geben Sie an, welche Bereiche durch diese geregelt werden bzw. welche Durchführungsvorschriften von der Änderung betroffen sind: 


	7. Umsetzung von EU-Recht 

	-

	

	8. Überprüfung der Zweckmäßigkeit**

	-


	* nur auszufüllen, wenn die Rechtsvorschrift nicht im Plan der Regierungsarbeiten oder dem Plan der gesetzgeberischen Aufgaben der Regierung der Slowakischen Republik enthalten ist. 
** nicht verpflichtend

	

	9. Auswirkungen der entworfenen Rechtsvorschrift

	Auswirkungen auf den Haushalt der öffentlichen Verwaltung
	☒
	Positiv
	☐
	Keine Auswirkungen
	☒
	Negativ

	 davon haushaltsmäßig abgesicherte Auswirkungen
	☒
	Ja
	☐
	Nein
	☐
	Teilweise

	Auswirkungen auf die Rahmenbedingungen für Unternehmer
	☐
	Positiv
	☐
	Keine Auswirkungen
	☒
	Negativ

	 davon Auswirkungen auf kleine und mittlere Unternehmen (KMU)
	☐
	Positiv
	☐
	Keine Auswirkungen
	☒
	Negativ

	Soziale Auswirkungen
	☒
	Positiv
	☐
	Keine Auswirkungen
	☐
	Negativ

	Auswirkungen auf die Umwelt
	☐
	Positiv
	☒
	Keine Auswirkungen
	☐
	Negativ

	Auswirkungen auf die Informatisierung
	☒
	Positiv
	☐
	Keine Auswirkungen
	☐
	Negativ

	Auswirkungen auf die Dienste der öffentlichen Verwaltung für Bürger, davon
	
	
	
	
	
	

	 Auswirkungen der Dienste der öffentlichen Verwaltung auf Bürger
	☐
	Positiv
	☒
	Keine Auswirkungen
	☐
	Negativ

	 Auswirkungen auf Verfahren von Diensten in der öffentlichen Verwaltung
	☐
	Positiv
	☒
	Keine Auswirkungen
	☐
	Negativ

	10. Bemerkungen

	Konsultationen zum Gesetzentwurf haben mit Vertretern der Öffentlichkeit (Aliancia za čisté hranie – Allianz für sauberes Spielen, Iniciatíva Zastavme hazard – Initiative zur Einstellung von Glücksspielen, Zväz cestovného ruchu SR – Reiseverkehrsverband der Slowakischen Republik und der Fa. Rebuystars, s.r.o.), mit Vertretern von Betreibern von Glücksspielen (Asociácia zábavy a hier /AZAH/ – Unterhaltungs- und Spieleverband, Asociácia prevádzkovateľov videohier – Verband der Videospielbetreiber, Asociácia stávkových spoločností Slovenskej republiky – Verband der Wettgesellschaften der Slowakischen Republik und Asociácia kasín Slovenska – Slowakischer Kasinoverband) und mit Vertretern weiterer betroffener Wirtschaftsbeteiligter (z. B. SBA, SK-nic) stattgefunden. Relevante Vorschläge, die im Rahmen der Konsultationen mit Vertretern der obigen Wirtschaftsbeteiligten vorgebracht wurden und mit der Absicht der vorlegenden Stelle korrespondieren, wurden bei der Erstellung des eigentlichen Entwurfs der Rechtsvorschrift angewendet.
In der vorgelegten Neufassung des Gesetzes über Glücksspiele wird vorgeschlagen, die Spanne der Strafen bei gleichzeitiger Präzisierung ihrer Kategorisierung anzupassen. Ebenso wird vorgeschlagen, neue Posten im Gesetz über Verwaltungsgebühren zu ergänzen. Die Auswirkungen der angeführten Maßnahmen können zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht quantifiziert werden. 
In der vorgelegten Neufassung des Gesetzes über Glücksspiele wird vorgeschlagen, dass Strafen für Ordnungswidrigkeiten und Strafen für Verwaltungsdelikte wegen der Verletzung des Gesetzes über Glücksspiele vom Buchprüfungsamt der Regierung verwaltet werden. Im Zusammenhang mit der betreffenden Regelung wird weder von Auswirkungen auf den Haushalt noch auf die Anzahl der Mitarbeiter des Buchprüfungsamts der Regierung ausgegangen.


	11. Kontakt zu den Erarbeitern

	Bereich Finanzmarktverwaltung, Finanzministerium der Slowakischen Republik, 02/5958 2545

	12. Quellen

	-


	13. Stellungnahme der Kommission zur Bewertung ausgewählter Auswirkungen aus dem Anhörungsverfahren

	Die ständige Arbeitskommission zur Bewertung ausgewählter Auswirkungen hat zu der Rechtsvorschrift, die in einem erneuten Anhörungsverfahren vorgelegt wurde, eine zustimmende Stellungnahme mit der Empfehlung zu deren Fertigstellung entsprechend den Bemerkungen abgegeben. Die Bemerkungen der Kommission wurden in die vorgelegte Rechtsvorschrift eingearbeitet. 



Analyse der Auswirkungen auf den Haushalt der öffentlichen Verwaltung,
auf die Beschäftigung in der öffentlichen Verwaltung und auf die Finanzierung des Entwurfs
2.1 Zusammenfassung der Auswirkungen auf den Haushalt der öffentlichen Verwaltung im Entwurf
Tabelle 1 
	Auswirkungen auf den Haushalt der öffentlichen Verwaltung
	Auswirkung auf den Haushalt der öffentlichen Verwaltung (in Euro)

	
	2016
	2017
	2018
	2019

	Einnahmen der öffentlichen Verwaltung gesamt
	0
	21 300 000
	21 300 000
	21 300 000

	darin: für jede Stelle der öffentlichen Verwaltung gesondert
	0
	21 300 000
	21 300 000
	21 300 000

	davon: 
	
	
	
	

	- Auswirkungen auf den Staatshaushalt 
	0
	21 300 000
	21 300 000
	21 300 000

	Haushaltsmittel (allgemeiner Kassenbericht – VPS)
	0
	21 300 000
	21 300 000
	21 300 000

	EU-Mittel
	0
	0
	0
	0

	- Auswirkungen auf Gemeinden
	0
	0
	0
	0

	- Auswirkungen auf höhere Gebietskörperschaften
	0
	0
	0
	0

	- Auswirkungen auf sonstige Stellen der öffentlichen Verwaltung
	0
	0
	0
	0

	Ausgaben der öffentlichen Verwaltung gesamt
	0
	475 572 
	275 572 
	275 572 

	darin: für jede Stelle der öffentlichen Verwaltung / jedes Programm gesondert (Finanzministerium der Slowakischen Republik – MF SR/ 072)
	0
	475 572
	275 572
	275 572

	davon: 
	
	
	
	

	- Auswirkungen auf den Staatshaushalt
	0
	475 572
	275 572
	275 572

	Haushaltsmittel
	0
	475 572
	275 572
	275 572

	 EU-Mittel
	0
	0
	0
	0

	 Kofinanzierung
	0
	0
	0
	0

	- Auswirkungen auf Gemeinden
	0
	0
	0
	0

	- Auswirkungen auf höhere Gebietskörperschaften
	0
	0
	0
	0

	- Auswirkungen auf sonstige Stellen der öffentlichen Verwaltung
	0
	0
	0
	0

	Auswirkungen auf die Mitarbeiterzahl 
	0
	4
	4
	4

	- Auswirkungen auf den Staatshaushalt
	0
	4
	4
	4

	- Auswirkungen auf Gemeinden
	0
	0
	0
	0

	- Auswirkungen auf höhere Gebietskörperschaften
	0
	0
	0
	0

	- Auswirkungen auf sonstige Stellen der öffentlichen Verwaltung
	0
	0
	0
	0

	Auswirkungen auf Lohnkosten
	0
	56 000 
	56 000 
	56 000 

	- Auswirkungen auf den Staatshaushalt
	0
	56 000
	56 000
	56 000

	- Auswirkungen auf Gemeinden
	0
	0
	0
	0

	- Auswirkungen auf höhere Gebietskörperschaften
	0
	0
	0
	0

	- Auswirkungen auf sonstige Stellen der öffentlichen Verwaltung
	0
	0
	0
	0

	Im Haushalt abgesicherte Finanzierung
	0
	475 572 
	275 572 
	275 572 

	darin: für jede Stelle der öffentlichen Verwaltung / jedes Programm gesondert (Finanzministerium der Slowakischen Republik – MF SR/ 072)
	0
	475 572
	275 572
	275 572

	Haushaltsfremde Mittel
	0
	0
	0
	0

	Haushaltsmäßig nicht gedeckte Auswirkung / Einsparung
	0
	0
	0
	0


2.1.1. Finanzierung des Entwurfs – Entwurf zur Regelung von Einnahmeausfällen oder erhöhten Ausgaben gemäß § 33 Absatz 1 des Gesetzes GBl. Nr. 523/2004 über die Haushaltsregeln der öffentlichen Verwaltung:
2.2. Beschreibung und Charakteristik des Entwurfs
2.2.1. Beschreibung des Entwurfs:
Gesetzentwurf zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes GBl. Nr. 171/2005 über Glücksspiele und über die Änderung und Ergänzung einiger Gesetze in der jeweils geltenden Fassung und zur Änderung und Ergänzung einiger Gesetze.
Durch den vorgelegten Entwurf der Regelung sollen die folgenden grundlegenden Ziele erreicht werden:
- Neubewertung der Herangehensweise an die Regulierung von Online-Glücksspielen durch eine Änderung des Gesetzes über Glücksspiele auf dem Gebiet des Betriebs von und der Werbung für Glücksspiele durch ausländische Wirtschaftsbeteiligte,
- Vorschlag effektiverer Regeln und Bedingungen auf dem Gebiet der Aufsicht über den Betrieb von Glücksspielen mit Schwerpunkt auf Spielautomaten,
- Erhöhung des Niveaus des Schutzes von Verbrauchern, Spielern und Minderjährigen auf dem Gebiet der Online-Glücksspiele auch in Anknüpfung an die Empfehlung der Europäischen Kommission auf dem Gebiet des Erbringens von Glücksspieldienstleistungen,
- Anpassung der Sätze für ausgewählte Abführungen.
2.2.2. Charakteristik des Entwurfs:
    Änderung eines Satzes
    Änderung bezüglich eines Anspruchs
    neue Dienstleistung oder Anordnung (oder deren Aufhebung)
 x kombinierter Entwurf
    andere 
2.2.3. Voraussetzungen bezüglich der Entwicklung des Umfangs der Aktivitäten:
Fügen Sie bitte eine klare Beschreibung an, verwenden Sie erforderlichenfalls die unten dargestellte Tabelle. Führen Sie auch Schätzungen der Steuerbemessungsgrundlage und/oder der Gebühren an, wenn diese von dieser Änderung betroffen sind.
Tabelle 2 
	Umfang der Aktivitäten
	Geschätzter Umfang

	
	2016
	2017
	2018
	2019

	ABC-Indikator (tägliches Monitoring)
	
	365 Tage
	365 Tage
	365 Tage

	KLM-Indikator (Erarbeitung einer Aufstellung verbotener Angebote (Blacklist)) 
	
	365 Tage
	365 Tage
	365 Tage

	XYZ-Indikator
	
	
	
	


Im vorgelegten Entwurf wird von der Durchführung neuer Tätigkeiten auf dem Gebiet der Aufsicht ausgegangen, welche auf die Eliminierung von Angeboten von Anbietern auf dem Glücksspielmarkt (insbesondere im Online-Umfeld) abzielen, die nicht über die entsprechende Berechtigung (Lizenz) im Sinne der geltenden Bedingungen für den Betrieb von Glücksspielen (im Gesetz über Glücksspiele festgelegt) verfügen. 
Zu diesem Zwecke wird eine Erweiterung der Kompetenzen der Aufsichtsorgane um eine aktive Suche nach Angeboten illegaler Betreiber unter Anwendung einer speziellen Softwareausstattung zum Zwecke der Unzugänglichmachung dieser Angebote für Spieler auf dem Gebiet der Slowakischen Republik vorgeschlagen. Hierbei wird eine tägliche Überwachung der Online-Spielmöglichkeiten vorausgesetzt. Zu den auf diese Weise identifizierten Wirtschaftsbeteiligten wird anschließend unter Hinweis auf die Verletzung der gesetzlichen Bedingungen für den Betrieb von Glücksspielen und mit der Aufforderung zum Schaffen von Abhilfe Kontakt aufgenommen. Schaffen Anbieter von Glücksspieldienstleistungen, die nicht über eine erteilte Lizenz verfügen, keine Abhilfe, bzw. reagieren diese nicht auf Aufforderungen, werden diese Firmen in die Aufstellung der Anbieter von verbotenen Angeboten aufgenommen. 
Ein wichtiger Bestandteil des Entwurfs der Anpassungen ist ein Komplex von Änderungen bezüglich des Verbraucherschutzes. Diese beruhen insbesondere auf der Prävention und auf Anforderungen an das sog. verantwortungsbewusste Spielen. Grundlage des vorgeschlagenen Präventionssystems sollte die Schaffung eines Registers der vom Spielen von Glücksspielen ausgeschlossenen natürlichen Personen bilden. Dies sollte als nicht öffentliches Informationssystem der öffentlichen Verwaltung angelegt werden, in dem natürliche Personen aufgenommen werden, welche Hilfe in materieller Not (Sozialhilfe) erhalten, d. h. Personen, die Leistungen in materieller Not, einen Schutzbeitrag, Eingliederungsbeitrag, einen Beitrag für ein materiell unversorgtes Kind oder Wohngeld erhalten. In dieses Register sollten ferner Personen aufgenommen werden, die selbst um einen Ausschluss von der Spielteilnahme gebeten haben oder bei denen die Krankheit der pathologischen Spielsucht diagnostiziert wurde. 
2.2.4. Berechnungen der Auswirkungen auf die öffentlichen Finanzen
Führen Sie die wichtigsten Berechnungen an, die zur Ermittlung der Auswirkungen auf Einnahmen und Ausgaben angewendet wurden. Führen Sie auch die Voraussetzungen an, von denen Sie ausgegangen sind. Durch die vorlegende Stelle sollten die Unterlagen klar nach Kapiteln und Organisationen unterschieden werden, damit die für die Berechnungen verwendete Grundlage eindeutig erkennbar ist.
1. Einnahmen
Durch den Vorschlag zur Erhöhung ausgewählter Arten von Abführungen aus dem Betrieb von Glücksspielen wird eine positive Auswirkung auf den Staatshaushalt in Höhe von 21,3 Mio. EUR erwartet. Durch die Verhinderung von Angeboten für Online-Spiele durch ausländische Betreiber ohne eine gemäß dem Glücksspielgesetz erteilte Lizenz wird mit einem Beitrag zum Staatshaushalt in einer zur Zeit nicht näher bezifferbaren Höhe gerechnet.
2. Ausgaben
Durch die vorgeschlagenen Änderungen wird in Verbindung mit der Eliminierung illegaler Angebote von einer Erhöhung der Mitarbeiterzahl des Aufsichtsorgans (um 4 Stellen) und von der Beschaffung einer neuen Softwareausstattung bzw. dem Upgrade der vorhandenen Softwareausstattung ausgegangen. Bei der Berechnung der Auswirkungen wird von jährlichen Lohnkosten pro Mitarbeiter in Höhe von 14 000 EUR (+ Abführungen 34,95 %) und von Kosten für die Beschaffung der Softwareausstattung für das Monitoring illegaler Betreiber und die Durchführung des Kampfes gegen den illegalen Betrieb in Höhe von 100 000 EUR sowie von 100 000 EUR jährlich für Betrieb und Instandhaltung ausgegangen.
Im Zusammenhang mit der vorgeschlagenen Erstellung eines Registers der ausgeschlossenen Personen ab dem Jahre 2019 wird von Kosten für dessen Anlage von 100 000 EUR und jährlichen Kosten von 100 000 EUR für Betrieb und Instandhaltung ausgegangen.
Tabelle 3 
	Einnahmen (in Euro)
	Auswirkung auf den Haushalt der öffentlichen Verwaltung
	Bemerkung

	
	2016
	2017
	2018
	2019
	

	Steuereinnahmen (100)1
	
	
	
	
	 

	Steuerlich unwirksame Einnahmen (200)1
	
	21 300 000
	21 300 000
	21 300 000
	 

	Zuschüsse und Transfers (300)1
	
	
	
	
	 

	Einnahmen aus Transaktionen mit Finanzaktiva und Finanzpassiva (400)
	
	
	
	
	 

	Erhaltene Kredite, Darlehen und rückzahlbare Finanzaushilfen (500)
	
	
	
	
	 

	Auswirkung auf die Einnahmen der öffentlichen Verwaltung gesamt
	
	21 300 000
	21 300 000
	21 300 000
	 


1 – Einnahmen bis auf Posten der geltenden Wirtschaftsklassifikation aufschlüsseln
Bemerkung:
Sind von einem Einfluss mehrere Wirtschaftsbeteiligte der öffentlichen Verwaltung betroffen, ist für jeden Wirtschaftsbeteiligten eine gesonderte Tabelle auszufüllen.
Tabelle 4 
	Ausgaben (in Euro)
	Auswirkung auf den Haushalt der öffentlichen Verwaltung
	Bemerkung

	
	2016
	2017
	2018
	2019
	

	Laufende Aufwendungen (600)
	0
	275 572
	275 572
	275 572
	 

	 Löhne, Gehälter, Dienstbezüge und sonstige persönliche Abgeltung (610)
	0
	56 000
	56 000
	56 000
	 

	 Versicherungsbeiträge und Versicherungszuschuss (620)
	0
	19 572
	19 572
	19 572
	 

	 Waren und Dienstleistungen (630)2
	0
	200 000
	200 000
	200 000
	 

	 Laufende Transfers (640)2
	
	
	
	
	 

	 Zahlung von Zinsen und sonstige Zahlungen im Zusammenhang mit Krediten, Darlehen, rückzahlbaren Finanzaushilfen und Finanzleasing (650)2
	
	
	
	
	

	Kapitalkosten (700)
	0
	200 000 
	
	
	 

	 Beschaffung von Kapitalaktiva (710)2
	0
	200 000
	
	
	 

	 Kapitaltransfers (720)2
	
	
	
	
	 

	Ausgaben für Transaktionen mit Finanzaktiva und Finanzpassiva (800)
	 
	 
	 
	 
	 

	Auswirkung auf die Ausgaben der öffentlichen Verwaltung gesamt
	0
	475 572
	275 572
	275 572
	 


2 – Ausgaben bis auf Posten der geltenden Wirtschaftsklassifikation aufschlüsseln
Bemerkung:
Sind von einem Einfluss mehrere Wirtschaftsbeteiligte der öffentlichen Verwaltung betroffen, ist für jeden Wirtschaftsbeteiligten eine gesonderte Tabelle auszufüllen.
Tabelle 5 
	Beschäftigung
	Auswirkung auf den Haushalt der öffentlichen Verwaltung
	Bemerkung

	
	2016
	2017
	2018
	2019
	

	Anzahl der Mitarbeiter gesamt
	
	4
	4
	4
	 

	 davon Auswirkungen auf den Staatshaushalt
	
	4
	4
	4
	

	Durchschnittliche Lohnausgaben (in Euro)
	
	14 000
	14 000
	14 000
	 

	 davon Auswirkungen auf den Staatshaushalt
	 
	14 000 
	14 000 
	14 000 
	 

	Personalausgaben gesamt (in Euro)
	
	75 572
	75 572
	75 572
	 

	Löhne, Gehälter, Dienstbezüge und sonstige persönliche Abgeltung (610)
	
	56 000
	56 000
	56 000
	 

	 davon Auswirkungen auf den Staatshaushalt
	
	56 000
	56 000
	56 000
	 

	Versicherungsbeiträge und Versicherungszuschuss (620)
	
	19 572
	19 572
	19 572
	 

	 davon Auswirkungen auf den Staatshaushalt
	
	19 572
	19 572
	19 572
	 

	
	
	
	
	
	

	Bemerkungen:
	
	
	
	
	


	Analyse der Auswirkungen auf die Unternehmenssphäre
(einschließlich Test von kleinen und mittleren Unternehmen – KMU)

	Die Vorschrift hat Auswirkungen hinsichtlich der Größenkategorie von Unternehmen:
	
☐
nur auf KMU (0 – 249 Mitarbeiter) 
☐
nur auf Großunternehmen (250 und mehr Mitarbeiter)
☒
auf alle Kategorien von Unternehmen


	3.1 Betroffene Unternehmen
- davon KMU

	Geben Sie an, welche Unternehmen durch den vorgelegten Entwurf beeinflusst werden.
Wie hoch ist deren Anzahl?

	Die im vorgelegten Gesetzentwurf zur Änderung und Ergänzung des Gesetzes GBl. Nr. 171/2005 über Glücksspiele und über die Änderung und Ergänzung einiger Gesetze in der jeweils geltenden Fassung und zur Änderung und Ergänzung einiger Gesetze (nachstehend nur „Rechtsvorschrift“) vorgeschlagenen Änderungen gelten für auf dem Gebiet der Glücksspiele tätige Unternehmen (ca. 170 Firmen), Betreiber von Netzen und Erbringer von Dienstleistungen, durch die Internetverbindungen angeboten werden (ca. 1000 Firmen) und Banken, von denen Konten für natürliche Personen (FO) geführt werden (ca. 20 Firmen).


	3.2 Auswertung von Konsultationen
- davon KMU

	Geben Sie an, in welcher Form (öffentliche oder zielgerichtete Konsultation und warum) und mit wem der Entwurf konsultiert wurde.
Wie lange haben die Konsultationen gedauert?
Geben Sie die Hauptpunkte der Konsultationen und die Ergebnisse der Konsultationen an. 

	Der Themenkreis bezüglich des vorgelegten Entwurfs wurde mit Vertretern der Berufsverbände der Glücksspielbetreiber, und zwar mit Asociácia zábavy a hier – Unterhaltungs- und Spieleverband, Asociácia prevádzkovateľov videohier – Verband der Videospielbetreiber, Asociácia stávkových spoločností Slovenskej republiky – Verband der Wettgesellschaften der Slowakischen Republik und Asociácia kasín Slovenska – Slowakischer Kasinoverband) sowie ferner mit Mitarbeitern ausgewählter Fachabteilungen des Finanzministeriums der Slowakischen Republik (MF SR), Vertretern von Institutionen mit Zuständigkeiten im Zusammenhang mit den vorgeschlagenen Änderungen, mit dem Slowakischen Bankenverband sowie dem Verwalter der slowakischen Domain der höchsten Ebene – Sk-nic – konsultiert. Konsultationen fanden auch mit allen weiteren Interessenten statt, die daran auf Grundlage der Veröffentlichung der vorläufigen Information auf dem Portal Slov-lex ein Interesse geäußert haben, konkret mit folgenden Vertretern: Aliancia za čisté hranie – Allianz für sauberes Spielen, Iniciatíva Zastavme hazard – Initiative zur Einstellung von Glücksspielen, Zväz cestovného ruchu SR – Reiseverkehrsverband der Slowakischen Republik sowie mit einem Vertreter des Betreibers Rebuystars, s.r.o.
Die Konsultationen fanden im Laufe des Monats Juni 2016 und mit jedem Wirtschaftsbeteiligten gesondert statt. Die Konsultationen dauerten jeweils mindestens eine Stunde. Mit den Vertretern der Berufsverbände der Glücksspielbetreiber fanden die Konsultationen wiederholt statt.
Jeder Wirtschaftsbeteiligte wurde über die folgenden grundlegenden Ziele der rechtlichen Regelung informiert, und zwar über 
-
die Neubewertung der Herangehensweise an die Regulierung von Online-Glücksspielen durch eine Änderung des Gesetzes über Glücksspiele auf dem Gebiet des Betriebs von und der Werbung für Glücksspiele durch ausländische Wirtschaftsbeteiligte,
-
den Vorschlag effektiverer Regeln und Bedingungen auf dem Gebiet der Aufsicht über den Betrieb von Glücksspielen mit Schwerpunkt auf Spielautomaten,
-
die Erhöhung des Niveaus des Schutzes von Verbrauchern, Spielern und Minderjährigen auf dem Gebiet der Online-Glücksspiele auch in Anknüpfung an die Empfehlung der Europäischen Kommission auf dem Gebiet des Erbringens von Glücksspieldienstleistungen,
-
die Anpassung der Sätze für ausgewählte Abführungen.
Die im Rahmen der Konsultationen vorgebrachten relevanten Vorschläge haben im vorgelegten Entwurf der Neufassung des Gesetzes über Glücksspiele unmittelbar Niederschlag gefunden. 
Jeder Wirtschaftsbeteiligte wurde informiert, dass die paraphierte Fassung des Gesetzes über Glücksspiele im ressortübergreifenden Anhörungsverfahren zur Verfügung steht und im Falle von Fragen ein Treffen für weitere Diskussionen vereinbart werden kann.

	3.3 Kosten der Regulierung
- davon KMU

	3.3.1 Unmittelbare Finanzkosten


	Kommt es zu einer Erhöhung/Verringerung der unmittelbaren Finanzkosten (Gebühren, Abführungen, Steuern, Zölle ...)? Wenn ja, beschreiben und beziffern Sie diese. Geben Sie auch das Verfahren ihrer Berechnung an. 
Es wird eine Anpassung der Abführungen vorgeschlagen, zu deren Zahlung Betreiber von Glücksspielen verpflichtet sind. Es handelt sich um eine Erhöhung der Sätze bei ausgewählten Arten von Glücksspielen, die jährliche Erhöhung der Abführungen wird mit ca. 21,3 Mio. EUR veranschlagt.


	3.3.2 Mittelbare Finanzkosten
Erfordert der vorgelegte Entwurf zusätzliche Kosten für den Kauf von Waren oder Dienstleistungen? Werden durch den vorgelegten Entwurf die Kosten im Zusammenhang mit Beschäftigung erhöht? Wenn ja, beschreiben und beziffern Sie diese. Geben Sie auch das Verfahren ihrer Berechnung an.

	Die vorgeschlagenen Anpassungen in der vorgelegten Rechtsvorschrift betreffen Betreiber von Glücksspielen, Betreiber von Netzen und Erbringer von Dienstleistungen, durch die Internetverbindungen angeboten werden (ISP) und Banken, von denen Konten für natürliche Personen (FO) geführt werden.
Im Rahmen der Verstärkung von auf den Verbraucherschutz gerichteten Maßnahmen wird die Einführung eines Registers der von der Möglichkeit der Teilnahme an Glücksspielen ausgeschlossenen Personen vorgeschlagen. So können keine Personen, die im Register dieser natürlichen Personen eingetragen sind, und keine Personen, die jünger als 18 Jahre sind, an Glücksspielen teilnehmen. Betreiber von Glücksspielen sind verpflichtet, sicherzustellen, dass diese Personen nicht an Glücksspielen teilnehmen können. Die Überprüfung erfolgt unter Anwendung einer zusätzlichen technischen Vorrichtung, die mit dem Register der ausgeschlossenen Personen verbunden ist (Software- und Hardwareausstattung, ggf. Lesegerät für Identitätsnachweise). In der Online-Umgebung wäre nach Identifikation einer ausgeschlossenen Person deren Registrierung für die entsprechende Anwendung nicht möglich. Die Kosten für die Betreiber von Glücksspielen stellen ca. 1 Mio. EUR in der Offline-Umgebung für alle Betreiber von Glücksspielen und zusammen ca. 100 000 EUR jährlich in der Online-Umgebung für einen einzigen Betreiber dar.
Bei Einführung der vorgeschlagenen Sperrung von Internetseiten mit nicht lizenzierten Glücksspielen sind Betreiber von Netzen und Erbringer von Dienstleistungen, durch die Internetverbindungen angeboten werden, verpflichtet, diese auf Grundlage der veröffentlichten Aufstellung derartiger Internetseiten zu sperren. Zu diesem Zweck ist die Realisierung von Maßnahmen seitens der Internetprovider erforderlich. Hierbei werden die voraussichtlichen Betriebskosten insgesamt auf eine Höhe von 10 Mio. EUR jährlich geschätzt.
Eine weitere vorgeschlagene Änderung besteht in der Sperrung von Zahlungen im Zusammenhang mit Spielen auf Internetseiten nicht lizenzierter Betreiber. Die voraussichtlichen Kosten der Banken im Zusammenhang mit der vorgeschlagenen Maßnahme betragen ca. 5 Mio. EUR jährlich.


	3.3.3 Verwaltungskosten
Führt der Entwurf zur Einführung neuer Informationspflichten oder deren Streichung bzw. zur Anpassung bestehender Informationspflichten? (z. B. Änderung der verlangten Daten, Änderung der Berichtshäufigkeit, Änderungen des Vorlageverfahrens u. Ä.) Wenn ja, beschreiben und beziffern Sie die Verwaltungskosten. Geben Sie auch das Verfahren ihrer Berechnung an.

	

	3.3.4 Zusammenfassende Tabelle der Regulierungskosten
Kosten pro Unternehmer
Kosten für die gesamte Unternehmenssphäre
Unmittelbare Finanzkosten – Glücksspielbetreiber
125 000 €
21 300 000 €
Unmittelbare Finanzkosten – Internet-Provider
10 000 €
10 000 000 €
Unmittelbare Finanzkosten – Banken
250 000 €
5 000 000 €
Unmittelbare Finanzkosten zur Überprüfung der von einer Spielteilnahme ausgeschlossenen Personen – in der Online-Umgebung
100 000 €
100 000 €
Unmittelbare Finanzkosten zur Überprüfung der von einer Spielteilnahme ausgeschlossenen Personen – in der Offline-Umgebung
6 000 €
1 000 000 €
Mittelbare Finanzkosten
0
0
Verwaltungskosten
0
0
Gesamtkosten der Regulierung
491 000 €
37 400 000 €


	3.4 Wettbewerbsfähigkeit und Verhalten von Unternehmen im Marktumfeld
- davon KMU

	Kommt es zur Schaffung von Hemmnissen für den Markteintritt für neue Lieferanten oder Erbringer von Dienstleistungen? Hat die entworfene Änderung eine strengere Regulierung des Verhaltens mancher Unternehmen zur Folge? Werden manche Unternehmen oder Produkte in vergleichbaren Situationen unterschiedlich behandelt (spezielle Verfahren für Kleinstunternehmen, kleine und mittlere Unternehmen sog. KMU)? Wenn ja, beschreiben Sie diese.
Welche Auswirkungen hat die entworfene Änderung auf Handelshemmnisse? Hat der Entwurf Auswirkungen auf grenzüberschreitende Investitionen (Zufluss/Abfluss ausländischer Investitionen bzw. Durchsetzung slowakischer Unternehmen auf ausländischen Märkten)? Wenn ja, beschreiben Sie diese.
Wie werden der Preis oder die Verfügbarkeit von Grundressourcen (Rohstoffe, Mechanismen, Arbeitskräfte, Energie usw.) beeinflusst?
Wird der Zugang zu Finanzen beeinflusst? Wenn ja, wie?

	Durch die Änderungen im vorgelegten Gesetzentwurf soll insbesondere das Erbringen von Dienstleistungen durch Firmen, die nicht über die entsprechende Berechtigung für den Betrieb von Glücksspielen im Sinne des Gesetzes über Glücksspiele verfügen, verhindert werden. Ferner soll durch die Änderungen der Zugang von natürlichen Personen, die im Register der vom Spielen von Glücksspielen ausgeschlossenen Personen gelistet sind, zu Glücksspielen verhindert werden. 
 

	3.5 Innovationen 
- davon KMU

	Geben Sie an, wie durch die entworfene Änderung Innovationen unterstützt werden.
Erleichtert sie die Einführung oder Ausweitung neuer Herstellungsverfahren, Technologien und Erzeugnisse auf dem Markt?
Geben Sie an, welche Auswirkungen die entworfene Änderung auf die einzelnen Rechte des geistigen Eigentums (z. B. Patente, Schutzmarken, Autorenrechte, Eigentum an Know-how) hat.
Wird eine höhere Effektivität der Produktion/Ressourcennutzung unterstützt? Wenn ja, wie?
Werden durch die Änderung neue Arbeitsplätze für Mitarbeiter in Wissenschaft und Forschung in der Slowakischen Republik geschaffen?

	


	Analyse der sozialen Auswirkungen
Auswirkungen auf die Wirtschaftsführung von privaten Haushalten, Zugang zu Ressourcen, Rechten, Waren und Dienstleistungen, soziale Inklusion, Chancengleichheit und Gleichstellung der Geschlechter sowie Auswirkungen auf die Beschäftigung

	4.1 Identifizieren, beschreiben und quantifizieren Sie die Auswirkungen auf die Wirtschaftsführung von privaten Haushalten und spezifizieren Sie die Gruppen von Haushalten, die durch positive/negative Auswirkungen betroffen sind.

	Führt der Entwurf zu einer Erhöhung oder Verringerung der Einnahmen oder Ausgaben von Haushalten? 
Welche Gruppen von Haushalten / welche Bevölkerungsgruppen werden derartig beeinflusst und auf welche Weise? 
Befinden sich unter den potenziell beeinflussten Gruppen Gruppen mit Armutsrisiko oder mit dem Risiko des sozialen Ausschlusses?

	Beschreiben Sie die positiven Auswirkungen auf die Wirtschaftsführung von privaten Haushalten unter Angabe, ob es sich um eine Erhöhung der Einnahmen oder um eine Verringerung der Ausgaben handelt:
	

	Spezifizieren Sie die positiv beeinflussten Gruppen:
	

	Beschreiben Sie die negativen Auswirkungen auf die Wirtschaftsführung von privaten Haushalten unter Angabe, ob es sich um eine Verringerung der Einnahmen oder um eine Erhöhung der Ausgaben handelt:
	

	Spezifizieren Sie die negativ beeinflussten Gruppen:
	

	Spezifizieren Sie die beeinflussten Gruppen mit Armutsrisiko oder dem Risiko des sozialen Ausschlusses und beschreiben Sie die Auswirkung:
	

	Quantifizieren Sie den Anstieg oder Rückgang der Einnahmen/Ausgaben für die einzelnen beeinflussten Gruppen von Haushalten/Gruppen von Einzelpersonen und die Anzahl der Einwohner/Haushalte, die durch die vorgelegte Rechtsvorschrift beeinflusst werden.
Bei einer höheren Anzahl beeinflusster Gruppen ergänzen Sie die Tabelle bitte um weitere Zeilen.
Wenn Sie keine Quantifizierung vornehmen, führen Sie bitte den Grund hierfür an.

	Beeinflusste Gruppe Nr. 1:

	Positive Auswirkung – durchschnittlicher Anstieg der Einnahmen / durchschnittlicher Rückgang der Ausgaben in der Gruppe in Euro und/oder in % / Zeitraum:
	

	Negative Auswirkung – durchschnittlicher Rückgang der Einnahmen / durchschnittlicher Anstieg der Ausgaben in der Gruppe in Euro und/oder in % / Zeitraum: 
	

	Größe der Gruppe (Einwohnerzahl):
	

	Beeinflusste Gruppe Nr. 2:

	Positive Auswirkung – durchschnittlicher Anstieg der Einnahmen / durchschnittlicher Rückgang der Ausgaben in der Gruppe in Euro und/oder in % / Zeitraum:
	

	Negative Auswirkung – durchschnittlicher Rückgang der Einnahmen / durchschnittlicher Anstieg der Ausgaben in der Gruppe in Euro und/oder in % / Zeitraum: 
	

	Größe der Gruppe (Einwohnerzahl):
	

	Grund für die fehlende Quantifizierung:
	

	Identifizieren und quantifizieren Sie bei wesentlichen Auswirkungen auf die Einnahmen oder Ausgaben der oben spezifizierten Haushalte mit Armutsrisiko die Auswirkung auf die Armut der Einwohner (z. B. das Maß des Armutsrisikos und den Anteil des Anstiegs/Rückgangs der Ausgaben an den Gesamtausgaben/Gesamteinnahmen):
	


	4.2 Identifizieren, beschreiben und quantifizieren Sie die Auswirkungen auf den Zugang zu Ressourcen, Rechten, Waren und Dienstleistungen bei den einzelnen beeinflussten Bevölkerungsgruppen und die Auswirkungen auf die soziale Inklusion.

	Hat der Entwurf Auswirkungen auf den Zugang zu Ressourcen, Rechten, Waren und Dienstleistungen? 
Spezifizieren Sie die beeinflussten Bevölkerungsgruppen und den Charakter der Änderung bezüglich des Zugangs im Hinblick auf finanzielle und geografische Verfügbarkeit, Qualität, Organisation u. Ä. Geben Sie die Größe der einzelnen beeinflussten Gruppen an.

	Dies gilt insbesondere für den Zugang:
· zu sozialem Schutz, sozial-rechtlichem Schutz und sozialen Diensten (einschließlich der Dienste der Betreuung von Kindern, älteren Menschen und Menschen mit gesundheitlicher Behinderung), 
· zu qualitativ guter Arbeit, Gesundheitsschutz, Würde und Sicherheit im Arbeitsprozess für Mitarbeiter und zu den existierenden Mitarbeiterrechten,
· zu Hilfe bei der Zahlung von Kosten im Zusammenhang mit einer gesundheitlichen Behinderung, 
· zu Beschäftigung, zum Arbeitsmarkt (z. B. Erleichterung der Vereinbarkeit von familiären Pflichten und Arbeitspflichten, Arbeitsvermittlung), zu Schulungen, Fachausbildungen und der Vorbereitung auf den Arbeitsmarkt,
· zu medizinischer Versorgung einschließlich preislich erschwinglicher medizinischer Hilfsmittel für Bürger mit gesundheitlicher Behinderung, 
· zu formellen und informellen Ausbildungen und zum lebenslangen Lernen, 
· zum Wohnen und den zusammenhängenden grundlegenden kommunalen Dienstleistungen,
· zu Verkehr,
· zu weiteren Diensten, insbesondere Diensten im allgemeinen Interesse und zu Waren,
· zu Justiz, Rechtsschutz und juristischen Dienstleistungen,
· zu Informationen,
· zu anderen Rechten (z. B. politischen Rechten).
	

	Hat der Entwurf wesentliche Auswirkungen auf eine der verletzlichen Bevölkerungsgruppen oder Gruppen mit Armutsrisiko oder Risiko des sozialen Ausschlusses? 
Spezifizieren Sie die beeinflussten Gruppen mit Armutsrisiko und Risiko des sozialen Ausschlusses und beschreiben Sie die Auswirkung auf diese. Ist diese Auswirkung größer als die Auswirkung auf andere Gruppen oder Wirtschaftsbeteiligte? Geben Sie die Größe der einzelnen beeinflussten Gruppen an.

	Verletzliche Gruppen oder Gruppen mit Armutsrisiko oder dem Risiko des sozialen Ausschlusses sind z. B.:
· Haushalte mit niedrigem Einkommen (z. B. Haushalte, die nur von Sozialhilfe oder von Einnahmen unterhalb der Grenze des Armutsrisikos oder von Einnahmen unter dem Existenzminimum leben oder die zu den 25 % der Haushalte mit dem niedrigsten Einkommen gehören),
· Arbeitslose, insbesondere Langzeitarbeitslose, junge Arbeitslose und Arbeitslose über 50 Jahren,
· Kinder (0 – 17),
· junge Menschen (18 – 25 Jahre),
· ältere Menschen, z. B. Menschen über 65 Jahre oder Rentner,
· Menschen mit gesundheitlicher Behinderung,
· marginalisierte Roma-Gemeinschaften, 
· Haushalte mit 3 und mehr Kindern,
· Haushalte mit Kindern mit nur einem Elternteil (unvollständige Familien, die insbesondere von allein erziehenden Müttern mit Kindern gebildet werden),
· Staatsangehörige von Drittländern, Asylanten, Asylantragsteller,
· andere verletzliche Gruppen wie z. B. Obdachlose, Menschen, die Kinderheime oder andere institutionelle Einrichtungen verlassen.
	Da durch den vorgelegten Gesetzentwurf unter anderem der Zugang zur Teilnahme an Glücksspielen für leicht verletzliche Bevölkerungsgruppen eingeschränkt wird, sind positive soziale Auswirkungen zu erwarten. Es handelt sich insbesondere um Personen, die Sozialhilfe beziehen, bei denen verhindert wird, dass diese Einnahmen für das Spielen von Glücksspielen verwendet werden. Hierdurch wird die Gruppe der pathologischen Spieler als weitere verletzliche Bevölkerungsgruppe verringert, für diese wird der Zugang zu diesen Diensten eingeschränkt, dadurch werden negative soziale Auswirkungen verhindert. Der Entwurf umfasst ebenfalls Personen, die auf Grundlage eines eigenen Antrags ihren Ausschluss vom Spielen von Glücksspielen beantragen können bzw. Personen, bei denen die Krankheit der pathologischen Spielsucht diagnostiziert wurde. Dem Finanzministerium der Slowakischen Republik (MF SR) stehen keine relevanten Studien auf dem betreffenden Gebiet zur Verfügung, daher ist es nicht möglich, die Auswirkungen genau zu quantifizieren. Durch den Entwurf wird gleichzeitig auf die Empfehlung der Kommission mit Grundsätzen für den Schutz von Verbrauchern und Nutzern von Online-Glücksspieldienstleistungen reagiert.


	4.3 Identifizieren und beschreiben Sie die Auswirkungen auf die Chancengleichheit.
Identifizieren, beschreiben und quantifizieren Sie die Auswirkungen auf die Gleichstellung der Geschlechter.

	Wird durch den Entwurf die Pflicht zur Gleichbehandlung von Gruppen oder Einzelpersonen auf Grundlage des Geschlechts, der Rasse, der Ethnie, der Religion oder des Glaubensbekenntnisses, einer gesundheitlichen Behinderung, des Alters und der sexuellen Orientierung eingehalten? Kann er zu einer indirekten Diskriminierung von Bevölkerungsgruppen führen? Wird durch den Entwurf die Chancengleichheit gefördert?

	

	Kann der Entwurf unterschiedliche Auswirkungen auf Frauen und Männer haben? Wird durch den Entwurf die Gleichstellung von Frauen und Männern gefördert oder führt der Entwurf umgekehrt zur Vergrößerung der geschlechtsbedingten Ungleichbehandlungen? Beschreiben Sie die Auswirkungen.

	Bei der Identifikation geschlechtsbedingter Auswirkungen müssen vorhandene Unterschiede zwischen Männern und Frauen, die bezüglich der betreffenden Politik relevant sind, berücksichtigt werden. Die Förderung der Gleichstellung der Geschlechter beruht auf der Beseitigung von Einschränkungen und Hindernissen für eine vollwertige Teilnahme am wirtschaftlichen, politischen und sozialen Leben der Gesellschaft im Zusammenhang mit geschlechtsbedingten Rollen oder dem Geschlecht. Hauptgebiete der Förderung der Gleichstellung der Geschlechter:
· Förderung des Ausgleichs bezüglich der wirtschaftlichen Unabhängigkeit, 
· Einklang zwischen Berufsleben, Privatleben und Familienleben, 
· Förderung der gleichen Teilhabe an Entscheidungsverfahren, 
· Kampf gegen geschlechtsbedingte Gewalt und Menschenhandel, 
· Eliminierung von geschlechtsbedingten Stereotypen.
	

	4.4 Identifizieren, beschreiben und quantifizieren Sie die Auswirkungen auf die Beschäftigung und den Arbeitsmarkt.
Fügen Sie bei einer positiven Antwort eine Begründung in Übereinstimmung mit der Methodischen Anweisung für die Analyse der sozialen Auswirkungen bei.


	Analyse der Auswirkungen auf die Informationsgesellschaft
Errichtung der Grundpfeiler der Informatisierung
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	6.1. Wird durch den vorgelegten Entwurf von einer Änderung der existierenden elektronischen Dienstleistungen der öffentlichen Verwaltung oder der Schaffung neuer Dienstleistungen ausgegangen?
(Wenn ja, geben Sie die Änderung der Dienstleistung oder die Schaffung der neuen Dienstleistung sowie ferner deren Code, Bezeichnung und Ebene der Elektronisierung gemäß dem Katalog der eGovernment-Dienstleistungen, der im zentralen Metainformationssystem der öffentlichen Verwaltung geführt wird, an.)
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	6.3. Erfordert der Prozess der Informatisierung finanzielle Investitionen?
(Geben Sie die jeweilige Finanzierungsebene und eine Quantifizierung der finanziellen Aufwendungen an, geben Sie in der Analyse die Auswirkungen auf den Haushalt der öffentlichen Verwaltung an.).
	X
	
	B


0
10
1

